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Maßgebliches und Unmaßgebliches

Die Sozialdemokraten bei den Bauern. Die Sozicildemvkratie hat auf
ihrem Parteitag in Breslau das Geständnis ablegen müssen, daß sie sich genötigt
sieht, ans ihrem Agitativnsznge vor dein bäuerlichen Stande „vorläufig" Halt zn
machen. Die Gegner des durchgcfallnen Agrarprogramms haben in langen und
breiten theoretischen Erörterungen dargelegt, weshalb der Programmentwurf rundweg
zn verwerfen sei, nnd die schließlich angenommne Resolution Kautsky begründete
die Verwerfung damit, daß der Programmentwurf den Banern eine Besserung ihrer
Lage, also eine Stärknng des — von der Sozialdemotrntie bekämpften — Privat¬
eigentums in Aussicht stelle. Ob nun lediglich diese theoretischen Erwägungen den
Beschluß des Parteitags herbeigeführt haben, oder ob auch die praktischen Miß¬
erfolge bei der bisherigen Agitation ans dem Lande die Sozialdemokratie in die
Rolle des Fuchses gedrängt haben, der die zu hoch hängenden Trauben verschmäht,
mag dahingestellt bleiben. Bcbel, der — offenbar aus parteitaktischcn Gründen —
für den Programmentwurf stimmte, war jedenfalls mit diesem Eingeständnis der
Schwäche sehr unzufrieden, da es dem „Prestige" der Partei nicht unerheblich
schadete. Aber wäre auch der Beschluß zu Gunsten des Prvgrmnmentwurfs aus¬
gefallen, die Praxis würde bald gelehrt haben, daß der Bauernstand für den Samen
der Sozialdemokratie ein unfruchtbarer Boden ist.

Die Sozinldemokratie bekämpft das Privateigentum, vor allem das an Pro¬
duktionsmitteln, zn denen auch Grund nnd Boden gehört. Nun läßt sich nicht
leugnen, daß die Begriffe des Privateigentums wandelbar sind. Kein zivilisirter
Mensch würde z. B. heute noch die Sklaverei als berechtigt anerkennen, während
man im Altertum und auch noch später unbehindert auch Menschen znm Privat¬
eigentum gemacht hat. Andrerseits war dem Altertum z. B. unser heutiger Begriff
des „geistigen Eigentums" unbekannt. Warum sollte also mit der Zeit nicht anch
der sozialistische Begriff des „Kollektiveigeutums" zu verwirkliche» sei»? Diese
Frage iu ihrer Allgemeinheit zu beantworten, davon kann selbstverständlich hier
leine Rede sein; soweit sie aber die Bauern angeht, wollen wir ihr doch ein wenig
näher treten. Man kann annehmen, daß die Urform der menschlichen Gesellschaft
eine sozialistisch-kommunistischegewesen ist. Je weniger die Persönlichkeit des Ein¬
zelnen ausgebildet ist, um so mehr lebt er in Gemeinschaft; er fühlt noch kein
starkes Bedürfnis, sein Einzelwesen und seine Eigenheit geltend zu mncheu. Man
kann annehmen, daß die Horden der Jäger- und Fischervölker, abgesehen etwa von
ihrem Besitz an Waffen und kleinen Geräten, in Gütergemeinschaft lebten, ja man
kann dies in gewissem Maße sogar von der nächst höhern Kulturstufe, den Hirten¬
völkern (Nomaden) annehmen. In dem Augenblick aber, wo der Mensch auf die
dritte Stufe der Kultur tritt, sich dem heutigen Kulturzustande nähert und Acker¬
bauer wird, macht sich auch der Begriff des Privateigentums an Grund nnd Boden
geltend. Das Privateigentum, besonders das an Grnnd und Boden, ist also ein
Erzeugnis der wachsenden Kultur. Nur ans dieser Grundlage konnte sich der
Ackerbau entwickeln. Der Mensch hat ein Stück Wildnis als freies Gut in Besitz
genommen, und es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß er der Urbarmachung dieses Stücks
seine Lebenskraft gewidmet hätte ohne das Bewußtsein: Was du hier erarbeitest,
das erarbeitest dn für dich, zn deinem Eigentum. Uud weiter: indem der Bauer
dem Bodcu seiue Schätze abringt, gewinnt er das Stückchen Erde lieb, das seine
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ganze Thätigkeit in Anspruch nimmt; er beobachtet die Eigentümlichkeiten seines
Landes und fühlt freudigen Stolz über den Ertrag, der nnn auch sein unbeschränktes
Eigentum wird. Würde sich der Bauer wohl mit gleichem Eifer uud mit gleicher
Liebe der Bearbeitung feines Stückchen Landes widmen, wenn er sich sngen müßte:
Was dn erntest, mußt du iu den Kvllektivspeichcr abliefern? Wer den Bauer
kennt, weiß auch, daß es für ihn kein höheres Ziel giebt, als ein Stückchen eigne
Scholle zu besitzen. Dem Bauer das Grundeigentum streitig macheu wollen, hieße
die Axt an die Wurzeln des Bauernstandes setzen. Deshalb hat der Baner
gegen die sozialistischen Apostel eine Abneigung, die um so größer ist, je besser
er über die letzten Ziele der Sozialdemokratie unterrichtet ist. Aber auch der
weniger aufgeklärte bringt ihnen das größte Mißtranen entgegen. So unwissend
ist schließlich kein Bauer, daß er uicht schvu eiumal vom „Teilen" gehört hätte.
„Bruder, was mein ist, ist auch dem," so lehrt das Gebot der christlichen Nächsten¬
liebe, ans die der Bauer ja auch etwas hält. Ins Sozialdcmokratische übersetzt,
heißt es aber: „Bruder, was dein ist, ist auch mein!" Dafür hat der Bauer ein
feines Verständnis. Von Leuten, die ihm für seine Zukunft solche Aussichten er¬
öffnen, läßt er sich nicht einreden, daß sie den Willen hätten, seine gegenwärtige
Lage zu verbessern.

Beim Kleinbauern — der Großbauer kommt überhaupt nicht in Betracht —
ist also wenig auszurichten. Wie steht es aber mit dem ländlichen Arbeiter? Wie
wäre dieser sozialistisch zu schuleu? Das wirksamste Machtmittel der sozialdemo¬
kratischen Organisation, der Streik, ist in seinen Händen wohl wirkungslos. Die
gauzc Art des landwirtschaftlichen Betriebs, die Unregelmäßigkeit der Zeiten, zu
denen diese oder jene Arbeiten notwendig sind, ihre Abhängigkeit von der jeweiligen
Beschaffenheit des Bodens uud vou allerhaud Natureiuflüsseu machen eine Plan¬
mäßige Vorbereitung von Ausständen unmöglich, ganz abgesehen davon, daß der
Knecht, der von morgens bis abends arbeitet, dem die Natur selbst die Unmög¬
lichkeit des Achtstundentags klar macht, wenig Zeit und schließlich auch wenig Lust
zum Pvlitifireu hat. Dazu kommt, daß er sogar in grvßern Betrieben vielfach doch
nvch gleichsam zur Familie gehört und mit der Scholle, auf der er arbeitet, ver¬
wachsen ist. Viele sind auch selbst Söhne und Töchter kleiner Banern und haben
früher oder später ihr eignes Gtttlein zu bewirtschaften, und damit kommen wir
zu dem, was schon beim Kleinbauern angedeutet wurde: der Liebe zu dem
bäuerlichen Beruf und der Zufriedenheit darin. Wen diese' beiden trotz aller
Notlagen vorhandnen Bande nicht zu fesseln vermocht haben, der hat dem Bauern¬
stände schon längst den Rücken gekehrt und ist als Tagelöhner in die Stadt oder
in die Fabrik gegangen. Manchen hat es freilich in die Fabrik getrieben, weil er
auf dem Lande gerade keine Arbeit fand, viele aber doch auch der Wuusch uach
bequemerm Leben. Im allgemeinen kann man sagen, daß es nicht die besten
Leute sind, die der Bauernstand auf diese Weise verloren hat. Eine umso bessere
und geläuterte Kerntruppe wird die Sozialdemokratie bei etwaigeu Bekehruugs-
versuchen auf dem Lcmde cmtrcffe».

Die Genossen werden sich überhaupt nach und nach mit dem Gedanken ver¬
traut machen müssen, daß die Sozinldemokrntie an der Grenze ihrer Zuuahme-
fähigkeit angelangt ist. Was sie aufsangen konnte, hat sie so ziemlich aufgesogeu,
und sie wird Mühe genug haben, ihren Besitzstand zu erhalte»; hie uud da be¬
ginnt es fchon zu bröckeln. Was bis jetzt noch nicht auf ihrer Seite steht, wird
sie wohl oder übel als Gegner betrachten müssen, ans deren Reihen ihr ein „Bis
hierher und nicht weiter!" entgegenschallt.
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Etwas vom Börsenspiel. Nachdem unsre Erwägungen über diesen Gegen¬
stand im vorigen Hefte schon gedruckt waren, fielen nns zwei Artikel in die
Hände, die wir verbunden als eine, wenn auch bei weitem uoch uicht genügeude
Antwort auf die dort gestellten Fragen gelten lassen können. Der erste steht in
Fühliugs Landwirtschaftlicher Zeitung, einem gediegnen Fachblatt, das zwar bei
Behandlung der heute brennenden Agrarfragen den Standpunkt der Agrarier ein¬
nimmt, ihn aber nicht in demagogischer, sondern in ruhiger und sachlicher Weise
vertritt. Im zwanzigsten Hefte dieser Zeitschrift antwortet der Herausgeber,
Edmund Klapper, dem Herrn von Graß-Klauiu auf seiueu bekannten Vor¬
schlag, den Landwirten durch Einrichtung von Koruhäuseru zu helfen. Er hat gegen
diese nichts einzuweudeu uud polemisirt nur dagegen, daß Herr von Graß diese
Kornhänser für eiu Universalheilmittel ansieht, den Antrag Kauitz uud die Agrar-
zöllc aber bekämpft. In diesem Aufsatze wird der Druck, deu die Börsenspekulation
auf deu Getreidepreis ausüben soll, ans folgende Weise erklärt. Für den Noggen-
preis sei die Berliner Börse tonangebend für die ganze Welt, „Warum? Weil
die geringen Ansprüche der Börsenordnung an die Lieferungsqualität des Getreides
der Gegen-(Hausse-)partei es sehr erschweren, durch effektive Abnahme der hercm-
gcschleppten Kornmengen freie Lager zu schaffen. In den Verhandlungen der
Börsencnquetckommission ist aus zahlreichen Aussagen von Angehörigen der Groß¬
müllerei uud des Provinzialhandels erwiesen worden, daß das an der Berliner
Börse für liefernugsftthig erklärte Getreide oft weder mahl- noch backfähig ist; die
Gegenpartei würde daher wegeu des Weiterabsatzes dieses Lieferuugsgetrcides an
die Müllerei sehr große Schwierigkeiten gehabt haben und würde diesen Weiter¬
absatz nur unter so hohen Opfern, gegenüber dem Kündigungspreise, haben bewerk¬
stelligen können, daß es noch immer vorteilhafter schien, dnrch Differenzzahlung ans
dem Geschäft auszuscheiden, statt dnrch Annahme der »angedienten« Mengen den
Verkäufer iu Warenmangel zn setzen nnd so seine Spekulation zu durchkreuze»."

Wenu sich die Müller unbrauchbares Getreide gefallen lassen müssen, so ist
das allerdings ein unhaltbarer Nechtszustand, bei dem man sich nur wunder» muß,
wie er jahrelang fortdauern kann. Erklärt ist mit dieser Auseinandersetzung eins:
nämlich wie die Baissepartci einen dein Weltmarktvvrrat nicht entsprechenden niedrigen
Preis vorübergehend erzwingen kann; sie verstärkt das Angebot durch das
Heranziehen von Getreide, dos eigentlich gar kein Getreide ist nnd nicht in den
Handel kommen sollte. Unbeantwortet dagegen bleiben zwei andre Fragen: erstens
nämlich, wo das unbrauchbare Getreide zuletzt hinkommt, und zweitens, wie die
Spekulativ» und der Getreidehandel bei dauernder Wvhlfeilheit des Getreides
auf die Rechnung kommen können. Auf die erste dieser beiden Fragen finden wir
eine Antwort in der Kölnischen Zeitung, die, obwohl nichts weniger als agrarisch,
dennoch es „als eine nicht zn bestreitende Thatsache" zugiebt, „daß der Tennin-
Handel an den Börsen in seiner jetzigen Gestalt, namentlich in Deutschland, zeit¬
weise auf die Preisbildung nicht ohne wesentlichen Einfluß ist uud für Landwirt¬
schaft, Mühlenindustrie und Handel schädigend wirkt." Sie stellt die Sache un¬
gefähr so dar wie Klapper uud sagt da»» weiter: „Da die Ware für die Müllerei
zmn Teil gar nicht geeignet ist, so bleibt sie in den Händen der Ankündiger so
lange, bis sie durch Preisabschläge auf erweiterte» Absatzgebiete» in den Verbrauch
übergeht, und übt immer aufs »eue den Druck auf die Preise aus" n. s. w. Wohin
das uicht lieferbare Getreide kommt, wissen wir nnn; es wird zu guter letzt, weun
es billig genug geworden ist, doch noch gekauft uud verbraucht, sodaß die Bezeich¬
nung „unbranchbar" dafür nur relativ, nicht absolut zn verstehen ist, und die
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Frage, ob es gcmz vom Markte auszuschließen sei, wieder offen bleibt. Aber wie
die Spekulation bei stetig sinkendem Preise ans die Rechnung kommen kann, wissen
wir immer noch nicht, und auch dos andre nicht, wie es zngeht, daß diese dem
Wcltvorrat «icht entsprechende Anhäufung von Getreide in Berlin nicht an andern
Orten Mangel erzeugt nnd einen Preisaufschlag bewirkt, der auf Berlin zurück¬
wirken müßte. Wir müssen deshalb die Bitte an börsenverständige Freunde unsrer
Zeitschrift, uns endlich einmal die Sache klar zu macheu, wiederhole».

Das allerwunderbarste an dieser wunderbaren Sache ist aber folgendes: Bis-
marck, der Großgrundbesitzer nnd cmsgesprochne Agrarier, ist von der Zeit ab, wo
die Klagen über die Not der Landwirtschaft und die Anklagen gegen die Börse
begannen, seit Ende der siebziger Jahre, bis 1890 Reichskanzler und die letzten
Jahre seiner Amtsführung zugleich Haudelsminister gewesen. Dann kam zwar
Caprivi, dem man nachsagt, daß er vou der Landwirtschast und vom Handel nichts
verstehe, aber der war doch nicht zugleich Haudelsminister, nnd wahrend seiner
Amtsführung, sowie vor- nnd nachher, hat Preußen stets Großgrundbesitzer zu
Ministern für Landwirtschaft, außerdem den agrarisch gesinnten Miqnel zum Finanz-
miuister gehabt; seit reichlich einem Jahre haben wir wieder einen Großgrund¬
besitzer znm Reichskanzler, und mich der Minister des Jnueru uud der Kriegsminister
gehören stets dem Grnndadcl an. Und wie in der Regierung, so haben wir
im Reichstage seit 1878 eiue agrarische Mehrheit; das Zentrum ist größtenteils
agrarisch gesinnt und in seiner Gesamtheit börsenfeindlich. Nuu fragen wir: Wenn
die Börse wirklich eine künstliche, dem Getreidevorrat der Erde nicht entsprechende
Wvhlfeilheit des Getreides erzengt, wie ist es da nnter den oben beschriebnen
Machtvcrhttltnissen der Vertreter der Landwirtschaft zn erklären, daß die Regierung
noch niemals das gcmeinschädliche Treiben der Börse durch eiue genaue Beschrei¬
bung ihrer Manipulationen entlarvt und Gesetze dagegen vorgeschlagen hat, die
sofort angenommen worden sein würden? Ist vielleicht auch ihr, der Regierung,
Bismarck nnd Miqnel eingeschlossen, die Sache noch nicht klar? Dann dürfen wir,
die wir dem Treiben fernstehen, uns wahrlich nicht schämen, zu bekennen, daß wir
die agrarischen Beweisführungen nicht verstehen.

Nochmals . . . ohlgeboren. Nach unsrer Erfahrung nimmt die Titel- und
Schnörkclsucht iu Deutschland eher zu als ab, und das Mahnwort der Grcnzboten
wird wohl vielseitigen Beifall gefuudcu haben. Der Unsinn mit dem Wohlgcboren,
Hochwvhlgcborcn nnd Hochgeboren wird aber in manchen Provinzen Preußens sehr
viel stärker betrieben, als in andern. Westlich von der Elbe und in Ost- nnd West-
prcnßen läßt mau im gewöhnlichen Briesverkehr meist diese lächerlichen Zusätze weg.
Dagegen ist Brandenburg, Pommern und namentlich Schlesien so recht die Domäne
für Hoch- nnd Wohlgeboren. In Schlesien scheinen sich noch alte österreichischeRe-
miniszenzen fortzuschleppen. Auch der „Reserveleutuant" hat sicher sehr viel zu
dem erneuten Anschwellen der „Hochwvhlgebornen" beigetragen. Solange er den
bunten Rock anhat, schreibt selbst sein Kriegsherr mit diesem Zusatz an ihn, und
im „Zivilverhältnis" mag er dann das schmückende Beiwort nicht missen; ja der
Rittergutsbesitzer uud Leutnant d. R. kämpft oft in unsrer sogenannten aufgeklärten
Zeit eiuen harten Kampf mit seinem feudalen Landrat, der ihm seiner Meinung
nach zu Unrecht die Hochwohlgeborenheit aberkennt. Der Kampf fällt regelmäßig
zu Uugunsteu der Leutuauts im Nebenamt aus, aber junge Heißsporne lassen
sich dadurch nicht abschrecken. Daß aber der „Bund der Landwirte," der doch
eigentlich ausgleichend zwischen dem Edelmann und dem Bauer wirken will, ein
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vollständiges Vademeenm in Titelsachen für seine Bundesbrüder ausgearbeitet hat,
klingt fast wie Hohn, nnd doch ist es wahr! Der von dem Bunde in sünfzigtausend
Exemplaren herausgcgebue „Bnudeskalender" für 1896 bringt folgende allen un-
adlichen Gutsbesitzern und Bauern gewiß hoch willkommne uud ersprießliche Vor¬
schrift, die wir der Nachwelt nicht vorenthalten wollen!

Im Zusammen¬
hang

Untcr-
schrift

Änsicrc Nnf-
schrtft

Kaiser, König
Allcrdurchlauchtigstcr

Kaiser! Allcrgnädigstcr
Kaiser und Herr!

Ew. Kaiserliche
Majestät

Allcrhöchstdiesclbcu
alleruntcr-
thiinigstcr Seiner Majestät

Herzog, Fürst Durchlauchtigster Herzog I
Gnädiger Herr! Gnädigster Herr thänigstcr

Er. Durchlaucht dem
Herzog-c.

Graf, NcichSfrcihcrr von !c. HochgcvorncrHerr Gras!
Gnädiger Herr!

Ew. Gnaden.
Ew. Hochgeboren gchorsanicr Sr. Hochgeborendem

Herrn Grasen N. N.

Freiherren, Barone HochwohlgclwrncrHerr
Baron!

-—-- --

Sr. Hochwohlgcboren

"hcrrn"" N^'

StaatSministcr,
Wirkttche Gehcimräte,

koimnandircnde Generale
Excellenz! Ew. Execllcnz gehorsamer

Sr. Excellenz dem
kgl. Staätsministcr!c.
N. N. Großkreuz -c.

Edelleute, sowie Beamte,
welche zwischen Ministern nnd

Staatsdicncrn zivcitcn
Ranges stehen. z>B. Staats-

rätc, Offiziere

HochwohlgcbornerHerr!
oder Hochgeehrteroder

HochznvcrcürcndcrHerr!
Ew. Hochwohlgcborcn gehorsamer

Sr. Hochwohlgcborcn
Herrn Gcncral-Major

Frcihcrrn von Z!.,
Ziittcr hoher Orden >c.

wie Hof-, Kammer- nnd
andre Rate, Professoren,

Doktoren

Wohlgcborncr Herr! oder
Hochgeehrtesteroder Hoch-

zuvcrchrcndcr HerrI
Ew. Wohlgcborcn Mlj

ergebener
Sr. Wohlgcborcn
dem Herrn :c. zc.

Subalterne StaatSdicncr Geehrter Herr! Ew. Wohlgcborcn ergebener Sr. Wohlgcborcn

Geistliche voni ersten Range,
als Kardinäle, Erzbischöfc,

Bischöfe
HochtvürdigstcrHerr

Kardinal! (Erzbischos)
Ew. Eminenz, Ew. Erz-

bischöfliche Gnaden
vcrchrnngs-
voN gehor¬

sam.

An Sc. Eminenz den
hochwiirdigc»Herrn

Kardinal

Geistliche zweiten Ranges,
als Pröpste, Äbte, Dom¬
herren, Konsistorialrätc,

Superintendenten,
Obcrhofprcdiger

HochwiirdigstcrHerr Abt zc,
lodcr Konsistorialrat) Ew. Hochwiirdcn vcrchrnngS-

voll ergebener
Sr. Hochwiirdcn dcm
Herrn Konsistorial¬

rat N. N.

Dvllorcn der Theologie und
Pfarrer, Kaplänc ze.

HochchrivürdigerHerr
Pfarrer! Ew. Hochchrwürdcn ergebenster Sr. Hochchrwürdcn dcm

Herrn Pfarrer N. N.

Koloniale Biergespräche. Mit dem Anspruch, „historisches Interesse" zu
haben, „aber ein solches allerdiuds in sehr hohem Maße," geht durch die Blatter
ein Bericht über ein Gespräch des Altreichskanzlers mit zwei Afrikareisenden bei
Münchner Bier und langen Pfeifen. Der eine von diesen müßte uach der koketten
halbverhüllten Bezeichnung, die in solchen Berichten beliebt wird, Wißmann ge¬
wesen sein, und zeitlich wäre die Unterhaltung etwa in das Spätjahr 1892 zu
setzen. Die Rede kam auf Deutsch-Ostafrika, von dem Bismarck sagte, es sei ihm
oft der Gedanke gekommen, Deutsch- Ostafrika nicht als ewigen deutschen Besitz,
sondern als Tauschobjekt zu betrachten. Man hätte es den Engländern abtreten
nud diese dadurch bestimmen können, Frankreich in Ägypten Einräumungen zu
machen, wofür Frankreich möglicherweise Madagaskar an Deutschland abgctrcteu
hätte, besonders wenn man ihm noch eine Grenzverbessernng in Lothringen zu-
gestanden hätte. Mir diese „ebenso merkwürdige wie geniale Idee" habe zwar ihr
Erfinder lachend die Verantwortung abgelehnt, aber alle Anwesenden habe sie aufs
lebhafteste gefesselt.
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Wir fragen uns: Wer ist so Urteils- und geschmacklos, eine vertraute Plau¬
derei, die so deu Stempel des Vorgesprächs trägt, der Öffentlichkeit zu übergeben?
Der Verdacht, daß der Gedauke Bismarcks ius Unkenntliche verzerrt sei, ist kaum
abzuweisen. Man ziehe doch die Summe dieser politischeu Rechnung und sehe,
was für Deutschland bleibt. Aber es ist ja auch uicht unmöglich, daß der große
Staatsmann gerade so gesprochen hat. Dann ist er zu bedauern, daß er Zuhörer
gehabt hat, die auch solche Scherze für genial und der Aufbewahrung würdig hielten.
Für unsre Zeitungen ist die Veröffentlichung von Aussprücheu Bismarcks eine Art
Sport geworden. Wenn ein Paar Tage verstrichen sind, ohne daß eine Unter-
reduug oder eine Rede von ihm gebracht werden konnte, scheinen sie eine gähnende
Lücke zu empfinden. Auf Sinn und Gehalt kommt es gar uicht mehr an. Wie
wenig uuu gerade diese Eriuucrung zu der ernsten Arbeit stimmt, die seit Jahren
in Deutsch-Ostafrika geräuschlos geleistet wird, dem Tauschobjekt, das sich mehr und
mehr als eine treffliche, wenn auch schwere Schule der Tropeukolvnisation für
Deutschland erweist, das empfinden sie gar nicht. Und wie sie das Politische Urteil
trüben, das bei uns iu kolonialen Dingen ohnehin so jung ist, erst recht nicht.

«
Zur Abwehr. Die Post bringt in Nr. 2!>l. vom 28. Oktober 1895 unter

Revue der Presse nachfolgende Bemerkungen:
Durch ihre sozialistische» Neigungen fällt erneut die Zeitschrift Grenzbvten nnf; die

Schlesische Zeitung nagelt hierfür folgende Proben fest:
„Ein Artikel der Grenzboten über denBreslauer sozialdemokratischcn Parteitag beginnt

mit folgenden Sätzen: Von allen Parteitagen ist der sozialdcmokratische der erträglichste.
Während auf den Versammlungen der herrschenden Parteien die bekanntenRedensarten von
Automaten heruntergeklappertwerden, die dabei so wenig fühlen wie ein Hammerslein beim
Preise der christlich-germanischen Tugend, sieht und hört man bei den Sozialdemokratenwarme
Menschen,die warm von menschlichen Dingen reden. . . . Hätten unsre Arbeiter die englische
Koalitionsfreiheit, sv konnten sie sich gleich ihren englischen Genossen auf ihre Gewerkschafts¬
angelegenheitenbeschränken; da sie sie nicht haben, so bleibt ihnen nichts übrig, als eine den
herrschenden Parteien feindliche politische Partei zu bilden und sich das Recht, das ihnen ver¬
weigert wird, zu erkämpfen."

Diese Auslassnug ist unch ihrem ganzen Zusammenhang offenbar feindlich ge¬
meint, um »ach berühmtem Mnster die Grenzboten in der öffentlichen Meinung
der sozialdemokratischeu Gesiuuuug zu verdächtigen.

Was ärgert nun eigentlich die Post an diesem doch anscheinend recht harm¬
losen Auszuge ans dem Maßgeblichen nnd Unmaßgeblichen des Heftes 42? Darf
man überschwnngliche, überzeugnngstrcn vorgetragne Ansichten nicht mehr interessant
finden, ohne sozialistischer Neigungen verdächtig zn sein, oder wird man dadurch
Sozialdemokrat, daß man durch vernünftige Maßregeln die Sozinldemokratie von
der politischen Bühue hinwegzndrängen sucht? Auch die verehrliche Post wird ein¬
sehen, daß Saladin, der in seiner Güte durch Freigebigkeit die Bettler mit Stumpf
nnd Stiel vertilgen wollte, der Bettelei selbst und dem Bettelstnnde wahrhaft feind
gewesen ist. Muß ferner jeder, der nicht auf Seiten der Sozialdemokraten steht, in
Wort und Schrift mit automatischer Feierlichkeit deu Zweifel an ihrer Über¬
zeugungstreue herunterleiern? Hat doch Mirabeau bloß deshalb die Macht des
tyrannischen Robespierre vorausgesagt, weil er erkcmnte, daß der Mann an das
glaubte, was er redete. Trotzdem wird doch kein vernünftiger Mensch behaupten
dürfen, daß Mirabeau jemals auf dem Politischen Standpunkte Robespierres ge¬
standen hätte. Wer die Kölnische Zeitung nicht nur mit Vergnügen liest, sondern
auch ihre Ansichten für die allein richtigen hält, der darf doch immerhin ihre Kollegin,
die eine schnurstracks entgegengesetzte Politische Richtung verfolgt, die Kölnische



248 Maßgebliches und Unmaßgebliches

Volkszeitung, ein überzcuguugstreues und anständiges Blatt nenne». Das mag
dem Geschmack der Post nicht entsprechen, aber ultramoutan wird man durch ein
solches unbefangnes Urteil nicht.

Welche Bewandtnis aber hat es denn nun eigentlich mit den sogenannten
sozialistischen Neigungen der Grenzbotcn, die wahrlich nicht engherzig sind
nnd auch widerstreitenden Ansichten das Wort gönneu? Mau kcmu da lesen,
daß unserm Mittelstande durchaus keine Gefahr drohe, und dann wieder, daß er
dem Untergange preisgegeben sei; man liest da auch, daß unsre Fabrik- und Berg¬
arbeiter schlimmer daran seien als die Hörigen vergangner Zeiten. Es findet sich
in ihnen so mancher Mahnruf, um dem Rückgang der Volkskrnft durch ungesunde
und überanstrengende Beschäftigung zu steuern, um auch deu Massen des Volkes
Grund und Boden, auf dem sie ernten können, was sie gesät haben, zugänglich zu
macheu. Wie ein roter Faden geht aber durch die Greuzbvteu die Liebe zu Kaiser
uud Reich, die Propaganda für Erhaltung und Mehrung der Wehrkraft Deutsch¬
lands zu Wasser und zu Lande. Solche Gefühle und Bestrebungen hat man doch
früher nicht sozialdemokratisch genannt. Geändert und gebessert haben doch auch
alle die, denen es jetzt genug gethan ist, die nicht mehr mitmachen wollen, und
deueu das Reich schon zu weit gegangen ist. Wir wissen sehr wohl, daß sehr
einflußreiche und bedeutende Männer ganz im Gegensatz zu den Greuzbvteu die
Ansicht vertreten, daß in Deutschland das zulässige Ziel bereits überschritte» sei.
Es ist zwar nicht hübsch, aber von einem solchen Parteistandpuukte aus kann es
Politisch recht klug erscheinen, die Grenzbotcn sozialdemokratisch zu nennen. Die,
die man meint, darf man nicht angreifen; aber man kann sie verwirren und ein¬
schüchtern, wenn mau ihre angreifbaren Bundesgenossen init dem verhaßten Namen
sozialdemokratisch in die Acht erklärt. Ein politischer Meisterzug in einer Zeit,
in der man sicher sein muß, wegeu der Haltung der Grenzboten die ganze Inter¬
essengruppe der Agrarier auf seiner Seite zu habeu. So feine politische Schach¬
züge sind uns im Grunde genommen am wenigsten verhaßt. Wir können es auch
gleichmütig ertragen, daß Herr von Stumm uud sein Gefolge jede unbequeme
Gegnerschaft mit dem Schlagwvrt sozialistisch niederzuschlagen sucht. Die Sache
hat aber auch ihre Kehrseite, uud das bedeukeu die Herren nicht, Weil sie eben
ihren Kampf mit bloßen Redensarten führen, die sie automatisch herunterklappern,
uud bei denen sie nichts fühlen. Sie übersehen, daß sie Leser, die in den poli¬
tischen Jrrgäugeu weniger bewandert sind und deshalb jene Redensarten ernst
nehmen, dazu verführen, sich aus deu Greuzbvteu über die sozialdemokratischen Be¬
strebungen unterrichten zu wollen uud so in eine völlig falsche Vorstellung zu ge¬
raten. Denn wenn sie die Grenzbotcn „sozialdemokratisch" schimpfen, bringen sie
nur zustande, was ihnen doch gewiß selbst unerwünscht ist: daß die Svzialdemokratie
für eine aufrichtig Patrivtische Partei und jede andre, die ihr das abspricht, für
heuchlerisch gehalten wird.

Weshalb wir uus hiermit an die Post wenden, während doch eine ganze
Reihe andrer Blätter den albernen und uuehrlicheu Angriff auf die Grenzbvten in
viel größerm Umfange aufgenommen hat? Nun, weil wir die Post sür eiu an¬
ständiges Batt halten. Ans den Angriff selbst zu antworten, der nur der wieder¬
holte Versuch ist, eiue unbequeme Stimme zum Schweigen zu bringen, dürfen wir
wohl als uuter uusrer Würde betrachten.

Für die Redaktion verantwortlich: Johannes Grunow in Leipzig
N-rlag von Fr. Wilh. Grunow in Leipzig. — Druck von Carl Marqnart in Leipzia
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